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Sehr geehrter Herr Präsident
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir unterbreiten Ihnen die Staatsrechnung 2002. 

Erstmals werden 
� die Staatsrechnung, 
� der Bericht zur Staatsrechnung,
� der Bericht des Regierungsrates zum Regierungsprogramm, 
� die Jahresberichte der Departemente und Dienststellen,
� der Staatsbeitragsbericht sowie 
� die Stellungnahmen und Anträge zu den hängigen Motionen und Postulaten 
in einem Dokument zusammengefasst. Der Aufbau dieses Dokumentes ist im einleiten-
den Kapitel beschrieben.

Wir beantragen Ihnen, die Staatsrechnung 2002 zu genehmigen und unsere Anträge
über die Abschreibung hängiger Motionen und Postulate gutzuheissen.

Luzern, 

Im Namen des Regierungsrates

Schultheiss:
Margrit Fischer-Willimann

Staatsschreiber:
Viktor Baumeler

Der Regierungsrat
des Kantons Luzern
an den Grossen Rat
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Zu diesem Dokument

Für das Jahr 2002 ist erstmals zusammen mit der Staatsrechnung gemäss § 14 Finanz-
haushaltgesetz ein Jahresbericht gemäss § 80 Grossratsgesetz zu erstellen. Dieser löst
den bisher alle zwei Jahre erstatteten Staatsverwaltungsbericht ab. Der Jahresbericht ist
gemäss Gesetz integrierter Bestandteil der Staatsrechnung. Wir haben uns deshalb ent-
schlossen, die Staatsrechnung und den Jahresbericht des Regierungsrates in einem ein-
zigen Dokument zu publizieren.

Das Dokument «Staatsrechnung 2002» ist wie folgt aufgebaut:

A Geschäftsbericht
I. Bericht zum Regierungsprogramm 
II. Bericht zu den Zielen und Massnahmen

B Staatsrechnung
I. Beschlüsse des Grossen Rates
II. Bericht zur Staatsrechnung
III. Jahresberichte der WOV/LOS-Dienststellen
IV. Jahresberichte der Nicht-WOV-Dienststellen
V. Verwaltungsrechnung

VI. Bestandesrechnung
VII. Anhänge zur Staatsrechnung

C Staatsbeitragsbericht

D Motionen und Postulate

E Register der Dienststellen

Im Teil A, Geschäftsbericht (Kapitel A I und II), orientieren wir Sie darüber, wie die im
Regierungsprogramm postulierten politischen Absichten und die daraus abgeleiteten
Ziele und Massnahmen umgesetzt wurden.

Der Teil B ist die eigentliche Staatsrechnung mit dem dazugehörigen Bericht und den
Jahresberichten der Departemente und Dienststellen. Dabei ist zu beachten, dass die
Berichterstattung der WOV-Dienststellen (Kapitel B III) in tabellarischer Darstellung er-
folgt und Finanzen, Leistungsnachweis sowie besondere Vorkommnisse umfasst. Für die
Übergangsphase – bis die ganze Verwaltung auf WOV umgestellt ist – werden die
Jahresberichte (Leistungsnachweis und Besonderes) der Nicht-WOV-Dienststellen in ei-
nem separaten Kapitel (B IV) zusammengefasst. 

In die Staatsrechnung integriert ist der Staatsbeitragsbericht (Teil C). Im Teil D finden
sich die Stellungnahmen und Anträge zu den hängigen Motionen und Postulaten.

Das Dokument wird ergänzt durch ein Register der Dienststellen (Teil E), das in der
Übergangsphase das Auffinden der WOV- und der Nicht-WOV-Dienststellen in den
entsprechenden Kapiteln (B III bzw. B IV) erleichtert.
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Im Regierungsprogramm 1999–2003 haben wir sieben politische Absichten formuliert
und daraus Ziele und Massnahmen abgeleitet. Die sieben politischen Absichten

1. Solidarität, Sicherheit, Nachhaltigkeit
2. Zukunftsfähiger Staat – kompetente, bedarfsorientierte Verwaltung
3. Gesunde Staatsfinanzen
4. Starke, eigenständige Gemeinden
5. Intensive Zusammenarbeit über die Grenzen hinaus
6. Bildung und Erziehung: Chance für Luzern
7. Standortqualität verbessern

haben wir sowohl bei grundsätzlichen Entscheidungen als auch im Alltagsgeschäft be-
achtet und so weit als möglich umgesetzt. Letztlich waren alle unsere Bemühungen dar-
auf ausgerichtet, den Lebensraum und den Werkplatz Kanton Luzern – auch in einem
schwierigen wirtschaftlichen Umfeld – zu verbessern und konkurrenzfähig zu erhalten.
Uns liegt daran, dass die Luzernerinnen und Luzerner auch in Zukunft überzeugt sind,
am «richtigen Ort» zu wohnen und zu arbeiten.

Es ist uns gelungen, den grössten Teil der geplanten Massnahmen zeitgerecht in Angriff
zu nehmen und umzusetzen. In verschiedenen Bereichen haben wir die gesteckten
Ziele erreicht. Besonders erwähnenswert erscheinen uns die folgenden Aspekte:

Die Luzernerinnen und Luzerner können sich sowohl in ihren vier Wänden als auch in
der Öffentlichkeit sicher fühlen. Dafür verantwortlich ist nicht zuletzt das konsequente
Vorgehen der Behörden gegen Straffällige, Rechtsradikale und Drogendealer. Den
Opferschutz im Bereich häusliche Gewalt haben wir erheblich verbessert. Unsere Über-
legungen, Ziele und Absichten in der Ausländer- und Integrationspolitik haben wir
Ihnen in einem Planungsbericht dargelegt (B 103). 

Auf Initiative des Kantons Luzern hin beabsichtigen die Zentralschweizer Polizeidirekto-
rinnen- und Polizeidirektorenkonferenz und das Polizeikonkordat Nordwestschweiz, in
Hitzkirch eine gemeinsame Polizeischule zu führen und dort die Polizistinnen und Poli-
zisten von elf Kantonen auszubilden. 

Am 7. Mai 2001 haben Sie die Einleitung der Totalrevision der Staatsverfassung be-
schlossen. Das Volk hat am 23. September 2001 diesen Beschluss gutgeheissen. Im
Anschluss an diese Entscheide haben wir den Projektleiter, das Sekretariat und die 20-
köpfige Verfassungskommission gewählt. Sie haben ihre Arbeit im Frühling 2002 auf-
genommen. 

Die Einführung der Wirkungsorientierten Verwaltung (WOV) verläuft planmässig. Als
erstes Departement arbeitet das gesamte Bau- und Verkehrsdepartement nach WOV-
Grundsätzen. Unterdessen sind zahlreiche Dienststellen ISO-zertifiziert. Mit dem Projekt
New Star (neues Rechnungswesen mit Kostenrechnung) und der Einführung der SAP-
Software wollen wir die Geschäftsbearbeitung beschleunigen und die Auskunftsbereit-
schaft verbessern. Mehr Kundenfreundlichkeit haben wir durch schnellere Steuerveran-
lagungsverfahren erreicht. Die Steuererklärung steht als Internetdownload und als CD
zur Verfügung. 

Die Staatsrechnungen haben seit 1998 mit Überschüssen abgeschlossen. Die aufgelau-
fenen Budgetdefizite sind abgetragen. Der Nettozinsaufwand ist stark gesunken. Der
Selbstfinanzierungsgrad liegt seit 1998 immer erheblich über 100 Prozent. Die Ver-
schuldung wurde um 300 Millionen Franken gesenkt. Die Bürgerinnen und Bürger
konnten bei den Steuern spürbar entlastet werden.

Im Juni 2002 hat das Volk dem neuen Finanzausgleichsgesetz mit grossem Mehr zuge-
stimmt und damit zusätzlichen Schwung in die Gemeindereform 2000+ gebracht. Im
Dezember 2002 haben die Gemeindeversammmlungen von Beromünster und Schwar-

Bericht zum Regierungsprogramm
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zenbach die Vereinigung ihrer beiden Gemeinden beschlossen. Seit dem Beschluss
zum neuen Finanzausgleich haben sich eine ganze Reihe weiterer Gemeinden zu Pro-
jekten zusammengefunden, welche die Fusion zumindest als ein mögliches Ziel formu-
lieren. Es handelt sich dabei um Gemeinden ganz verschiedener Grössen und Struktu-
ren, so zum Beispiel Littau und Luzern oder Herlisberg und Römerswil.

In der Agglomeration Luzern wird mit dem Projekt PASL (Projekt Agglomeration und
Stadt Luzern) auch für die grossen Gemeinden ein zukunftsweisendes Projekt im Rah-
men der Gemeindereform bearbeitet. Die betroffenen Gemeinden haben im letzten
Jahr ein Leitbild verabschiedet und erste konkrete Zusammenarbeitsprojekte an die
Hand genommen. 

Der Planungsbericht über die Absichten für die interkantonale Zusammenarbeit als
Grundlage für die künftige Ausrichtung sowie die Intensivierung der interkantonalen
Zusammenarbeit soll von Ihnen im Juni 2003 behandelt werden. Durch die Bildung
von touristischen Destinationen und durch die enge, mit Leistungsvereinbarung zwi-
schen den Zentralschweizer Regierungen und der Luzern Tourismus AG geregelte Zu-
sammenarbeit wird die Region Zentralschweiz touristisch gestärkt, insbesondere im Be-
reich Service public (Gästeinformation, Koordination mit überregionalen Stellen, Me-
dien- und Reiseveranstalterkoordination, Brancheninformation). Das erste gemeinsame
INTERREG-Projekt (Zusammenarbeit von europäischen Regionen) mit Beteiligung des
Kantons Luzern wurde im Mai eingereicht, das zweite im Dezember. Die Projektevalua-
tion geht weiter, insgesamt sollen bis 2006 vier bis fünf Projekte eingereicht und umge-
setzt werden. Sowohl die Fachhochschule als auch die Regionalplanungsverbände
werden sich dafür stark engagieren.

Das Projekt «Schule in Diskussion» hat breiten Kreisen die Möglichkeit gegeben, sich
mit der künftigen Struktur und den Inhalten der Volksschule auseinander zu setzen. In
diesem Zusammenhang wurden auch die Resultate der PISA-Umfrage aufgearbeitet. 

Die Gymnasialreform konnte abgeschlossen werden. Das Projekt Mittelschule Seetal ist
auf gutem Weg: seit Schuljahr 2001/2002 sind die Kantonsschule Hochdorf und das
Seminar/Gymnasium Hitzkirch administrativ zur Kantonalen Mittelschule Seetal zu-
sammengeführt. Ob und wann die Schule nach Baldegg überführt wird, ist noch offen. 

Die Kantonalisierung der Berufsschulen wurde soweit vorangetrieben, dass die Berufs-
bildungszentren Emmen, Luzern, Sursee und Willisau per 1. Januar 2003 von der kom-
munalen in die kantonale Trägerschaft überführt werden konnten. 

Das neue Stipendiengesetz wurde von Ihnen verabschiedet.

Die Pädagogische Hochschule Luzern wird im Herbst 2003 ihren Betrieb aufnehmen.
Die Vorarbeiten sind weitgehend abgeschlossen. Das entsprechende Gesetz ist seit
April 2002 in Kraft.

Das Gesetz über die Wirtschaftsförderung und die Investitionshilfe für Berggebiete setzt
klare Vorgaben für die staatliche Förderung der Luzerner Wirtschaft (in Kraft seit 1. Fe-
bruar 2002). Als Daueraufgaben stehen die Erhaltung und Entwicklung der Leistungs-
und Wettbewerbsfähigkeit der Luzerner Wirtschaft sowie die Förderung einer auf die
regionalen Stärken ausgerichteten, nachhaltigen Wirtschaftsentwicklung im Vorder-
grund. Eine in Zusammenarbeit mit der Stadt Luzern in Auftrag gegebene Analyse der
Wirtschaftsorganisationen zeigt auf, wie das künftige Organisations- und Träger-
schaftsmodell der Wirtschaftsförderung des Kantons auszugestalten ist.

Mit rund 100 Millionen Franken Aufwand wurden in den Regionen Entlebuch, Wil-
lisau, Pfaffnau und im Seetal Kantonsstrassen erneuert, bzw. total saniert und damit die
Erschliessung dieser ländlichen Räume substantiell verbessert. Die erste Etappe der 
S-Bahn wird auf Ende 2004 verwirklicht. Einen Planungsbericht für die zweite und
dritte Etappe werden wir Ihnen im Verlaufe des Jahres 2003 unterbreiten. 

Im September 2002 haben der Regierungsrat und der Stadtrat von Luzern in einer ge-
meinsamen Absichtserklärung ihre Ziele für die Unterstützung der grösseren Kulturinstitu-
tionen auf dem Platz Luzern formuliert. Gestützt darauf werden nun die notwendigen
Vereinbarungen ausgearbeitet und – wo nötig – dem Grossen Rat per Dekret vorgelegt. 

Inwieweit es gelungen ist, die im Regierungsprogramm aufgeführten Ziele zu erreichen
und die entsprechenden Massnahmen umzusetzen, ist den Tabellen im nachfolgenden
Kapitel «Bericht zu den Zielen und Massnahmen» zu entnehmen.



II. Bericht 
zu den Zielen und Massnahmen
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Bericht zu den Zielen und Massnahmen 

Massnahmen Termin Begründung

Ziel 1.1 Sozial Schwache unterstützen
Grundlagen für eine kantonale Sozialplanung 2002 X Aus Ressourcengründen verschoben.
erarbeiten (Sozialmonitoring).
Integration von Immigrantinnen und Immigranten: ab 2001 X
Kanton übernimmt die Koordination.
Ziel 1.2 Umfassende, qualitativ hochstehende und wirtschaftliche Gesundheitsversorgung 
Neuformulierung der kantonalen Gesundheitspolitik bis 2003 X Die kantonale Gesundheitspolitik ist formuliert. 
unter Einbezug des Angebots der privaten Das Gesundheitsgesetz ist in Ausarbeitung.
Leistungsanbieter (Totalrevision des Gesundheits- 
gesetzes).
Trägerschaft und Organisationsstrukturen bis 2003 X Vorprojekt für eine neue Führungs- und Organi-
der öffentlichen Spitäler und Kliniken überprüfen sationsstruktur am KSL wird 2003 abgeschlossen.
und allenfalls anpassen. Angestrebt wird ein CEO-Modell mit Geschäfts-

leitung.
Angebotslücken im Gesundheitswesen schliessen: bis 2003 X Baubotschaft wird erarbeitet 
Neue IPS-Notfallstation im Kantonsspital Luzern. (RRB Nr. 937 vom 28. Juni 2002).
Kinder- und jugendpsychiatrische Therapiestation 2002 X Jugendpsychiatrische Therapiestation Kriens im 
mit angegliederter Tagesklinik. September 2002 eröffnet; Kinderpsychiatrische 

Therapiestation: Projekt seit November 2002 
in Arbeit.

Psychotherapie-Station mit Zentrumsfunktion bis 2003 X Finanzielle Mittel fehlen.
für den Kanton Luzern.
Verstärkung der geronto- und sozialpsychiatrischen 2001 X Eröffnung Memory Clinic / Tagesklinik in Sursee
Versorgung auf der Luzerner Landschaft. 2002.
Ziel 1.3 Sicherheit bieten, vor Gewalt bewahren, Eigentum schützen 
Polizei verstärken (ab September 2001 + 7 Stellen, 2001– X Verstärkung 2001/02 umgesetzt; weitere 21 Stellen
2002 + 14, ab 2003 + 21 Stellen). 2003 vom Grossen Rat beschlossen. 
Zivilschutz straffen und in den Bevölkerungsschutz ab 2000 X Straffung wird mit dem Projekt Bevölkerungsschutz 
überführen. 2005 abgeschlossen.
weitere kantonal einsetzbare Detachemente bilden. ab 2001 X Bedarf wird im Projekt Bevölkerungsschutz geklärt 

(2005).
Ausbildung zentralisieren ab 2000 X
Gewaltbekämpfung besser koordinieren X Beratungsstelle für Gewalt eingerichtet.
(Koordinationsstelle schaffen)
Realisierung eines Interventionsprojekts für einen ab 2001 X
verbesserten Opferschutz im Bereich der häuslichen 
Gewalt.
Erarbeitung eines Konzepts für den allgemeinen Ende X
Kinderschutz und Aufbau einer klinischen 2000
Kinderschutzgruppe für den Kanton Luzern.
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Massnahmen Termin Begründung

Ziel 1.4 Förderung von nachhaltigen Entwicklungen 
Anwendung des kantonalen Richtplans als strate- ab 2000 X Umweltbericht 2001 als Vorbereitung für den Con-
gisches und operatives Führungsinstrument: trollingbericht zum Richtplan (Stärken/Schwächen
Aufbau/Einführung/Controlling/Raumbeobachtung. im Umweltschutz) und Teilbericht Verkehr liegen vor.
und Früherkennung. Der kantonale Richtplan 1998 legt im Kapitel S3 

Entwicklungsschwerpunkte (ESP) die vorrangigen
Entwicklungsgebiete des Kantons Luzern fest. Ziel
der ESP-Planung ist die Schaffung baureifer, konkur-
renzfähiger Arbeitszonen an attraktiven Standorten.
Mit den Projekten ESP Emmen (Erfahrungsbericht
liegt vor), ESP Schlund (in Vorprüfung) und ESP Ron-
tal (öffentliche Mitwirkung) können die Hauptziele
der jeweiligen Planungsgemeinschaften, die Abstim-
mung von Nutzung, Verkehr und Umwelt, erreicht
werden.

Biosphärenreservat Entlebuch umsetzen und  2001 X Im September 2001 hat die UNESCO die Region 
Schaffung einer Fachstelle für Regionalmarketing. Entlebuch als Biosphärenreservat zertifiziert. Mit

Grossratsbeschluss vom 25. November 2002 wurde
an den Regionalplanungsverband Biosphärenreser-
vat Entlebuch für die Jahre 2003–2005 ein Rahmen-
kredit von 750 000 Franken bewilligt.
Der Luzerner Bäuerinnen- und Bauernverband ver-
fügt über eine  Stelle «Luzerner Agrarmarketing».
Der Verband plant für 2003 die Schaffung einer
Koordinationsstelle für Marketing- und Entwicklungs-
aktivitäten im ländlichen Raum. Eine finanzielle
Beteiligung des Kantons wurde in Aussicht gestellt.

Erreichbarkeit der Regionen durch den öV  1999– X
verbessern (gemäss Planungsbericht öV). 2003
Hochwasserschutz vorab bei den grösseren 1999– X
Gewässern intensivieren. 2003
Verfügbare Mittel stärker für den Erhalt des Sub- 1999– X
stanzwerts der staatseigenen Gebäude einsetzen. 2003
Intensivierung der Schutzwaldpflege und  ab 1999 X Im April 2002 hat der Regierungsrat das Schutz-
Ausscheiden von Waldreservaten. waldprojekt Rigi-Süd zur Erhaltung und Stärkung 

der Schutzwälder der Luzerner Rigi-Gemeinden ge-
nehmigt. Noch nicht in Angriff genommen wurden
die Projektarbeiten für die Schutzwaldpflege entlang
verschiedener Luzerner Wildbäche.
Im Jahr 2002 wurden vier Waldreservate mit einer
Fläche von total 99 ha ausgeschieden. Fünf weitere
Reservate mit einer Fläche von insgesamt rund
140 ha Wald folgen 2003.

Förderung von Massnahmen zur sparsamen und 1999– X
rationellen Energienutzung sowie zur Nutzung 2003
erneuerbarer Energien und der Abwärme.
Errichtung eines kantonalen Kompetenzzentrums ab 2001 X Die Frage wird mit der Neuregelung der Auf-
für Umweltschutz zusammen mit den Gemeinden gabenteilung zwischen Kanton und Gemeinden 
und Verbänden. angegangen.
Ziel 2.1 Offener Dialog zwischen Behörden, Verwaltung und Öffentlichkeit
Alle Departemente (Dienststellen) setzen einen ab 2000 X
Schwerpunkt im Bereich «Kundenfreundliche 
Haltung», z.B. Schulung im Bereich Kommunikation
und Kundenorientierung.
Regierung und Verwaltung bauen ein Dialogsystem ab 2000 X «Tage der offenen Tür» mit Befragungen und projekt-
für den Kontakt mit den Bürgerinnen und Bürgern bezogenen Informationsveranstaltungen bei Hoch- 
auf, z.B. Kundenbefragung, «Sorgentelefon», und Tiefbauprojekten (Universität Luzern, Spital
Aussprachen, Info-Veranstaltungen usw. Sursee, A2-Erweiterungsbauten usw.); Kundenbe-

fragungen durchgeführt (z.B. Public Image Monitor).
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Massnahmen Termin Begründung

Ziel 2.2 Taugliche staatliche Strukturen und Instrumente 
Totalrevision der Staatsverfassung. ab 2001 X
Departementsreform. 2000 X Die erste Departementsreform wurde auf den 1. Ja-

nuar 2001 umgesetzt. Zurzeit laufen die Vorberei-
tungen für die Neuorganisation der Verwaltung mit
fünf Departementen.

Revision des Stimmrechtsgesetzes. 2001 X
Revision der Strafprozessordnung. 2000 X
Parlamentsreform im Zusammenhang mit der 2000 X
Einführung von WOV.
Ziel 2.3 Kundenfreundliche Verwaltung mit Leistungsauftrag
WOV/LOS definitiv einführen. ab 2000 X WOV wird zurzeit in der gesamten Verwaltung ein-

geführt. Als erstes Departement arbeitet das BVD seit
2000 mit allen Dienststellen nach WOV-Vorgaben.

Ausbau der Baugesuchszetrale: sämtliche kanto- 2000 X
nalen Bewilligungen werden in einem Entscheid 
zusammengefasst.
Kundenorientierte Informatik: Steuererklärung 2001 X Steuererklärung 2001 B als unentgeltliches Down-
via Internet. load aufgeschaltet. Sämtliche Leistungen und Praxen

sind via Internet zugänglich.
Strassenverkehrsamt rechtlich verselbständigen ab 2003 X
Einrichtung eines regionalen Verkehrsprüfzentrums ab 2001 X Aufgrund der Finanzlage zurückgestellt.
in Sursee.
Rechtlichen und organisatorischen Rahmen für 2000 X Die Botschaft für ein neues Geoinformationsgesetz 
die Bearbeitung von Raumdaten aktualisieren. wurde verabschiedet und dem Grossen Rat

zugeleitet.
Ziel 2.4 Gezielte Personalentwicklung und fortschrittliche Arbeitsbedingungen
Jede/r Mitarbeiter/-in entwickelt ihre/seine sozialen ab 2000 X Wird mit dem Weiterbildungsangebot und dem 
und/oder fachlichen Kompetenzen bedarfsorientiert jährlich stattfindenden Beurteilungs- und Förder-
jedes Jahr weiter. gespräch sichergestellt.
Stellenprofile werden alle zwei Jahre überprüft; ab 2000 X Ist Bestandteil des Beurteilungs- und  
Ableitung der notwendigen Selektions-, Führungs- Fördergesprächs.
und Weiterbildungsmassnahmen.
Verstärkte Förderung von aufgabenorientierten und ab 2000 X Flexible Arbeitszeit (FLAZ) ist seit 1.1.2000 in allen 
zukunftsgerichteten Arbeitszeitmodellen und Dienststellen eingeführt. 
Arbeitsformen.
Ziel 2.5 Vereinbarkeit von Familien- und Erwerbsarbeit für Männer und Frauen
Schaffung von Infrastrukturen, die bei Elternschaft ab 2000 X Seit Mai 2002 stehen 10 Kinderbetreuungsplätze
den Verbleib im Erwerbsleben ermöglichen oder bereit. Das Angebot wird  weiterentwickelt  
erleichtern; z.B.: Realisierung eines Kinderhorts (Tageseltern-Plätze).
in Zusammenarbeit mit anderen öffentlichen 
Verwaltungen oder mit privaten Firmen.
Ziel 3.1 Stabiler Finanzhaushalt
Das Ziel «Stabiler Finanzhaushalt» wird in der 2000 X Am 26. November 2000 hat das Volk einer 
Staatsverfassung verankert. Änderung der Staatsverfassung (§ 52bis) zur Ein-

führung einer Schuldenbremse zugestimmt. Diese
Änderung ist auf den 1. Januar 2001 in Kraft
getreten.

Ausgeglichene Staatsrechnung: Ein allfälliges Defizit ab 1999 X Die Staatsrechnung konnte seit 1998 jedes Jahr mit
darf höchstens 4 Prozent einer Steuereinheit einem Überschuss abgeschlossen werden.
betragen (entspricht 1999 ca. 16 Mio. Franken) 
und wird dem Budget des übernächsten Jahres 
belastet (Abweichungen sind nur bei schlechter 
konjunktureller Entwicklung erlaubt).
Die 1991 bis 1997 aufgelaufenen Defizite der bis 2003 X Die Defizite (Bilanzfehlbeträge) sind seit 2001
Laufenden Rechnung von 175 Mio. Franken vollständig abgeschrieben.
werden bis 2004 abgetragen.
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Der Nettozinsaufwand wird auf 9 Prozent, der ab 1999 X Der Schuldendienst ist gesunken. 2002 betrug der
gesamte Schuldendienst (Nettozinsaufwand und Nettozinsaufwand 1,9 Prozent, der Schuldendienst
Abschreibungen) auf 23 Prozent des Nettostaats- 15,8 Prozent des Nettoertrags der Staatssteuern.
steuerertrages begrenzt.
Der Selbstfinanzierungsgrad der Nettoinvestitionen ab 1999 X Selbstfinanzierungsgrad 1999 bis 2002 jeweils 
muss mindestens 80 Prozent betragen. über 100 Prozent. Dadurch konnten Schulden 

abgebaut werden.
Reduktion der absoluten Verschuldung (anzustreben: bis 2003 X In den letzten Jahren konnte die Verschuldung um 
Selbstfinanzierungsgrad von 100 Prozent). rund 300 Millionen Franken reduziert werden.
Stabilisierung und Steuerung der Investitionen 1999– X
durch Plafonierung und Globalbudgetvorgaben. 2003
Steuerung der Staatsbeiträge durch Erfolgskontrolle. ab 2002 X Siehe Staatsbeitragsbericht
Verbesserung der Finanzaufsicht: Neues Gesetz bis 2003 X Die entsprechende Botschaft wird dem Grossen Rat 
über die Finanzkontrolle. im Sommer 2003 zugeleitet.
Ziel 3.2 Steuerentlastung und kundenfreundliche Anwendung der Steuergesetze
Entlastung bei der Einkommenssteuer für ab 2001 X 2001: Neues Steuergesetz (Entlastung ca. 30 Mio.)
Verheiratete, für Familien mit Kindern und generell 2002: Senkung Staatssteuerfuss um 1⁄20 einer
für einkommensschwache Personen. Einheit (ca. 25 Mio.)

2003: Senkung Staatssteuerfuss um 3⁄20 einer Einheit
(ca. 75 Mio.)

Allgemeine Entlastung bei der Vermögenssteuer. X
Anpassung des Steuergesetzes an die neuen ab 2001 X Entscheide des Bundesgesetzgebers sind noch
Entwicklungen von Bundesrecht und Gesellschafts- offen.
entwicklung (Familienbesteuerung).
Unterstützung des neuen bundesstaatlichen Finanz- 1999– X
ausgleichs (NFA) mit dem Ziel, die zusätzlichen 2003
Mittel zur Reduktion der Staatsschulden und zur 
Annäherung des Steuerfusses des Kantons Luzern 
an denjenigen der Nachbarkantone zu verwenden.
Beschleunigung des Steuerveranlagungsverfahrens 2000 X Das Gros der natürlichen Personen konnte bis Ende 
(besonders im Hinblick auf die einjährige 2002 veranlagt werden (80% Kanton ohne Stadt 
Veranlagung). Luzern / 74% mit Stadt Luzern). Der Pilotversuch mit

teilautomatisierter Veranlagung läuft für Selbständig-
erwerbende in der kantonalen Steuerverwaltung
erfolgreich, für Unselbständige und nicht Erwerbs-
tätige im Steueramt der Stadt Luzern dagegen noch
unbefriedigend (Veranlagungsstand Ende Jahr: 52%).

Ziel 4.1 Voraussetzungen schaffen für die Umsetzung der Gemeindereform (Luzern'99) und die Aufgaben,
Kompetenzen und Verantwortungen von Kanton und Gemeinden neu regeln

Rechtliche Grundlagen für Gemeindevereinigungen ab 2000 X Projekt «Revision Finanzhaushaltgesetz und Ver-
und neue Formen der Zusammenarbeit: Verfas- besserung der Gemeindefinanzaufsicht» kann 
sungsnorm und Gesetz über die Vereinigung und 2005 abgeschlossen werden. Mit der Vereinigung
Zusammenarbeit von Gemeinden, Totalrevision von Beromünster und Schwarzenbach ist die 
des Gemeindegesetzes, Revision des Finanzhaus- erste Gemeindefusion im Rahmen des Projekts 
haltgesetzes. Gemeindereform beschlossen worden.
Umsetzung der neuen Aufgabenverteilung ab 2000 X Im Zusammenhang mit dem neuen Gesetz über den 
zwischen Kanton und Gemeinden: Revision Finanzausgleich sind fünf Aufgabenbereiche 
verschiedener Bereichsgesetze. zwischen Kanton und Gemeinden neu zugeteilt

worden. Die Umsetzung in den anderen Aufgaben-
bereichen läuft.

Reform des Finanzausgleichs und neues Ausgleichs- 2002 X Das Gesetz über den Finanzausgleich ist auf 
system zugunsten von strukturschwachen Gebieten 1. Januar 2003 in Kraft getreten.
und Zentrumsgemeinden.
Verbesserung der Gemeindefinanzaufsicht. ab 2002 X Projekt «Revision Finanzhaushaltgesetz und Verbes-

serung der Gemeindefinanzaufsicht» kann bis 2005
abgeschlossen werden.
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Ziel 5.1 Aufgaben gemeinsam mit anderen Kantonen oder mit Gemeinden lösen
Engere Zusammenarbeit mit den Nachbarkantonen, ab 2000 X Gemeinsame Aus- und Weiterbildung der Zentral-
insbesondere mit den Kantonen der Zentralschweiz, schweizer Kantone wurde realisiert. Im Gesundheits-
und Erarbeitung der Grundlagen für eine volle wesen, für die Bildung, für die Invaliden- und 
Kostenabgeltung in den Bereichen Gesundheit, Jugendheime, für den Straf- und Massnahmenvollzug
Bildung, Kultur, Sicherheit usw. sowie für die Abwasser- und Abfallbeseitigung

bestehen heute für den grössten Teil der erbrachten
Dienstleistungen Rechtsgrundlagen, die eine weit-
gehende Verrechnung der Zentrumslasten ermög-
lichen. Offen sind noch Regelungen in den Be-
reichen Kultur, Freizeit und Sport sowie Agglomera-
tionsverkehr. 

Gemeinsame Raum- und Umweltbeobachtung X Gemeinsam mit UR, SZ, OW, NW, ZG sowie AG 
verstärken. wurde ein Kompetenzzentrum für die Überwachung

der Luft eingerichtet (In-Luft). Inzwischen hat In-Luft
zusätzlich auch Bundesaufträge akquiriert. Es ist
vorgesehen, In-Luft zu verselbständigen.

Destinationsbildungen im Zentralschweizer ab 2002 X Neben «Luzern» wird seit Sommer 2000 auch die 
Tourismus intensivieren. Destination «Vierwaldstättersee/Lake Lucerne»

intensiv beworben. Auch das Biosphärenreservat
Entlebuch ist bestrebt, sich als touristisches Ziel zu
positionieren.

Zusammenarbeit im Informatikbereich mit der ab 1999 X Im Bereich Fachapplikationen arbeiten wir eng 
Stadt Luzern und anderen Kantonen (Fach- mit anderen Kantonen zusammen (Steuern, Grund-
applikationen, personelle Ressourcen, Infrastruktur). buch, Gerichte, Strassenverkehrsamt, Rechnungs-

wesen, Landwirtschaftsinformationssystem, Spitäler
u.a.). Viele Gemeinden, insbesondere auch die
Stadt Luzern, sind Kunden unserer Organisations-
und Informatikdienste (OID). Die Infrastruktur
(Kommunikationsnetz LUnet) stellen wir neu allen
Gemeinden zur Verfügung. 

Beteiligung an einem gemeinsamen Zentral- ab 2000 X
schweizer Interreg-III-Projekt.
Ziel 6.1 Chancengleichheit in Bildung und Erziehung
Förderung der Begabten und der schulisch 1999– X Verschiedene Gemeinden haben bereits entspre-
Schwächeren. 2003 chende Konzepte entwickelt und umgesetzt.
Förderung fremdkultureller Kinder. 2000– X Ein Konzept für die sprachliche Förderung 

2003 fremdkultureller Kinder ist in Vorbereitung und soll
ab 2004 umgesetzt werden.

Revision des Stipendiengesetzes. 2002 X Neues Stipendiengesetz tritt per 1.8. 2003 in Kraft.
Übersicht über das bestehende Weiterbildungs- 2001 X Neuer kantonaler Weiterbildungsführer erstellt; 
angebot verbessern und Kampagne zur Förderung Kampagne in Planung.
der Weiterbildungsbereitschaft durchführen.
Erarbeiten eines Massnahmenkatalogs zur ab 2000 X In allen Hochschulen sind Gleichstellungsbeauftragte
Frauenförderung im Hochschulbereich. angestellt worden.
Ziel 6.2 Der Umgang mit den neuen Informations- und Kommunikationstechnologien soll

selbstverständlich werden
Informatik und neue Informationsquellen (Internet) ab 2000 X Primarschule: Allgemeine Einführung des 
werden in den Unterricht aller Stufen integriert. integrierten Informatikunterrichts ist nach dem vom

Grossen Rat verordneten Time-Out zurückgestellt
worden. Alle Schulen der Sekundarstufen I und II
sind am Internet;  ebenso haben viele Gemeinden
ihre Primarschulen ans Internet angeschlossen; die
Ausbildung der Lehrpersonen ist angelaufen.

Ziel 6.3 Die Volksschule (Primarstufe und Sekundarstufe I) wird den neuen gesellschaftlichen und
wirtschaftlichen Anforderungen angepasst

Vorbereitung der Einführung des Englischunterrichts ab 2000 X Die Vorbereitungsarbeiten sind angelaufen. Über  
auf der Primarstufe der Volksschule. 200 Lehrpersonen besuchen Sprachkurse, der Lehr-

plan wird zentralschweizerisch erstellt.
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Einführung erweiterter Beurteilungsformen und eines 2000– X Die Vorbereitungsarbeiten laufen im Projekt Sek I.
Volksschulabschlusses. 2003 Die Umsetzung erfolgt bis 2005.
Qualitätsförderung in der Sekundarschule 2002 X Die Ausgestaltung der Sekundarstufe I ist abge-
(u.a. Einführung von Klassenzügen mit schlossen. Die Einführung eines neuen Niveaus A 
erweiterten Ansprüchen). (Klassenzüge mit erweiterten Ansprüchen) hat

begonnen.
Überprüfen der Schulstandorte der Sekundarstufe I. 2000 X Der Regierungsrat hat die notwendigen Beschlüsse

gefasst. Die Umsetzung erfolgt bis spätestens 2005.
Ziel 6.4 Angebote und Strukturen der Sekundarstufe II (Berufsbildung/Gymnasium) neu festlegen
Umsetzung des neuen Bundesgesetzes über die X Inkraftsetzung des Berufsbildungsgesetzes auf 
Berufsbildung (BBG) u.a. durch die Positionierung eidgenössischer Ebene verzögert sich.
und Realisierung der Berufsfachschulen.
Schaffung neuer Ausbildungsplätze in anspruchs- 2000 X Einführung mehrerer neuer Dienstleistungsberufe 
vollen Dienstleistungsberufen durch Lehrstellen- (knapp 600 neue Ausbildungsplätze).
marketing.
Festlegen der gymnasialen Angebote 2000 X Die Standorte der gymnasialen Maturitätsschulen 
(6- bzw. 4-jähriges Gymnasium) und Bestimmen (Langzeit- und Kurzzeitgymnasien) wurden in der 
der Standorte der gymnasialen Maturitätsschulen. Verordnung zum Gesetz über die Gymnasialbildung 

vom 19. Juni 2001 festgelegt.
Ziel 6.5 Hochschulbildung im «Campus Luzern» weiterentwickeln
Konsolidierung des Angebots der Fachhochschule 1999– X Der Bereich anwendungsorientierte Forschung und 
gemäss bundesrechtlichen Vorgaben (Lehre, 2003 Entwicklung wird zurzeit aufgebaut.
anwendungsorientierte Forschung und Entwicklung, 
Dienstleistungen).
Aufbau der Pädagogischen Hochschule (in Zusam- ab 2003 X Die PHZ Luzern wird bereits zum Schuljahr  
menarbeit mit den Zentralschweizer Kantonen). 2003/04 den Betrieb aufnehmen. Es liegen schon

über 120 Voranmeldungen von Studierwilligen vor.
Aufbau der Universität Luzern durch den Ausbau ab 2000 X Der Universitätsrat erarbeitet ein Konzept für 
der Fakultät II für Geisteswissenschaften und Aufbau den Ausbau der Fakultät II. An der Fakultät III 
der Fakultät III für Rechtswissenschaft. wird seit 2001 unterrichtet. 
Vernetzung der Hochschulinstitutionen unter ab 2000 X Erfolgreiche gemeinsame Projekte sind u.a. 
Einbezug des Medienausbildungszentrums (MAZ) Bildungsangebot Offener Campus, Projekt virtueller
und des Armee-Ausbildungszentrums Luzern (AAL) Campus, gemeinsames Angebot Hochschulsport, 
sowie vergleichbarer Institutionen zu einem Raumnutzung, gemeinsame Lehrangebote. Zurzeit 
«Campus Luzern» (gemeinsame Forschungs- werden weitergehende gemeinsame Angebote in 
programme, Dozierenden-Austausch, Studierenden- der Lehre und Forschung geplant.
beratung, Angebote in Aus- und Weiterbildung, 
Zentrale Dienste, Raumbewirtschaftung usw.).
Ziel 7.1 Projekte und Unternehmen aktiv unterstützen, die zukunftsweisend sind für eine leistungsfähige

und soziale Volkswirtschaft
Kantonale Wirtschaftsförderung gesetzlich 2000 X Das Gesetz über die Wirtschaftsförderung und die
verankern. Investitionshilfe für Berggebiete vom 19. November

2001 ist seit 1. Februar 2002 in Kraft. 
Schaffung von Anreizen für Unternehmen, welche ab 2000 X Das Büro für die Gleichstellung von Mann und Frau 
die Vereinbarkeit von Familien- und Erwerbs- und die kantonale Wirtschaftsförderung bearbeiten 
arbeit ermöglichen und erleichtern. seit Herbst 2002 ein entsprechendes Projekt. 

Erste Resultate sind im Herbst 2003 zu erwarten.
Ziel 7.2 Kultur fördern und Stärken des Standorts Luzern zur Geltung bringen
Imagekampagne für den Kanton Luzern durchführen 2000– X
(Kantonsmarketing). 2003
Prioritätenordnung für die Funktionen des Kantons 2000– X Leitbild zur kantonalen Kulturpolitik in Vorbereitung.
als Partner, Vermittler und Unterstützer von 2003
Kultur schaffen.
Verbreiterung der Trägerschaft von grossen 2000– X Die Verhandlungen mit den Zentralschweizer 
zentralörtlichen Kulturbetrieben. 2003 Kantonen werden fortgesetzt. Wir erwarten eine 

Vereinbarung noch vor Inkrafttreten des neuen
bundesstaatlichen Finanzausgleichs (2007). 
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Unterstützung neuer Präsentationen von Kulturgut. 2000– X Projekt für die Erneuerung der ständigen Ausstellung 
2003 im historischen Museum. Sammlung Rosengart. 

Bildung eines Veranstalter-Verbunds für neue Formen 2000– X Unterstützung der Zusammenarbeit der wichtigsten 
der Kunst und Kultur. 2003 Kulturveranstalter und der Museen im Kanton (v.a. in

der Öffentlichkeitsarbeit, neuer Museumsprospekt).
Ziel 7.3 Vernetztes Verkehrssystem
Förderung des öffentlichen Verkehrs zur 1999– X
Verbesserung der Gesamtverkehrskapazität und zur 2003
Entlastung der Umwelt. 
Stärkere Verknüpfung der Verkehrsträger zur 1999– X
Bewältigung der steigenden Mobilität (Park+Ride, 2003
Fahrplangestaltung usw.).   
Förderung alternativer Betriebssysteme in schwächer 1999– X Verschiedene Rufbusangebote als Pilotprojekte 
besiedelten Gebieten (Rufbus usw.). 2003 realisiert.
Verbesserung der Anbindung an die übergeord- 1999– X Die Zugsverbindungen nach Zürich wurden wesent- 
neten Verkehrsnetze (internationales Hoch- 2003 lich verbessert. Für die internationale Anbindung 
geschwindigkeitsnetz, nationales Schnellzugsnetz) von Luzern zeichnen sich neue Lösungen ab.
und Unterstützung des Projekts Swiss-/Eurometro, 
um die Erreichbarkeit des Zentrums Luzern 
sicherzustellen.
Schaffung einer S-Bahn Zentralschweiz: bis 2001 X Die 1. Etappe der S-Bahn wird auf Ende 2004 
– Planung ab 2003 realisiert. Für die 2. und 3. Etappe der S-Bahn wird 
– Realisierung dem Grossen Rat im Verlaufe des Jahres 2003 ein

besonderer Planungsbericht unterbreitet.
Ziel 7.4 Sicherheit auf den Strassen gewährleisten, sie technisch in Stand halten und ökologisch über-

wachen, den Verkehr auf den Transitachsen flüssig halten
Zusammen mit Bund und Nachbarkantonen ab 2000 X Provisorischer Stauraum A2 Knutwilerhöhe ein-
ein Kontroll- und Massnahmenkonzept für die gerichtet, Schwerverkehrskontrollzentrum Reiden 
Transitachsen erarbeiten und umsetzen, Stauräume in Planung.
schaffen.
Gemeinsamer lufthygienischer Massnahmenplan ab 2001 X Die sechs Zentralschweizer Kantone werden bis 
mit A2-Anlieger-Kantonen. Ende 2003 einen gemeinsamen lufthygienischen 

Massnahmenplan verabschieden (10 Teilprojekte,
davon 6 bereits beschlossen).

Verfügbare Mittel stärker für Funktions- und 1999– X Der Zustandwert des Strassennetzes wurde im 
Werterhaltung des Strassennetzes einsetzen. 2003 Jahr 2002 erfasst (erstmals 1998, dann im 2-Jahres-

Turnus). Der Anteil der verfügbaren Mittel wurde für
die Funktions- und Werterhaltung zu Lasten des 
Neu- und Ausbaues erhöht.

A2-Anschluss Rothenburg realisieren und Kapazität ab 2003 X Generelles Projekt ist beim Bund. Antrag an 
der Anschlüsse Emmen-Nord und -Süd erhöhen. Bundesrat durch Bundesamt für Strassen in Arbeit.
A14-Anschluss Buchrain mit Zubringer Rontal bis 2003 X Projekt beim Bundesamt für Strassen eingereicht.
realisieren.
Verbesserung der Strassen-Infrastruktur zu Gunsten 1999– X Radroutenkonzept wird umgesetzt; Überprüfung
der schwächeren Verkehrsteilnehmer (Umsetzung 2003 der Sicherheit an Fussgängerübergängen ist
Initiative Velozärn resp. Gegenvorschlag abgeschlossen.
des Regierungsrates zu 90% innert 15 Jahren).
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I. Beschlüsse des Grossen Rates
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Entwurf

Grossratsbeschluss
über die Genehmigung der Staatsrechnung 2002

vom 24. Oktober 2001

Der Grosse Rat des Kantons Luzern,

nach Einsicht in den Bericht des Regierungsrates vom 8. April 2003

beschliesst:

1. Die Staatsrechnung 2002 wird genehmigt.

2. Der Ertragsüberschuss der Laufenden Rechnung 2002 von Fr. 18 114 934.16 wird zur
teilweisen Vorfinanzierung der per 1. Januar 2003 erworbenen Berufsschulliegen-
schaften verwendet.

3. Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt.

4. Der Grossratsbeschluss ist zu veröffentlichen.

Luzern,

Im Namen des Grossen Rates

Der Präsident:

Der Staatsschreiber:



((Seite 28 vakat))
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Entwurf

Grossratsbeschluss
über den Staatsbeitragsbericht 2002

vom 24. Oktober 2001

Der Grosse Rat des Kantons Luzern,

nach Einsicht in den Bericht des Regierungsrates vom 8. April 2003

beschliesst:

1. Der Staatsbeitragsbericht 2002 vom 8. April 2003 wird genehmigt. Soweit es sich 
um einen Planungsbericht handelt, wird er in zustimmendem Sinn zur Kenntnis
genommen.

2. Der Grossratsbeschluss ist zu veröffentlichen.

Luzern, 24. Oktober 2001

Im Namen des Grossen Rates

Der Präsident:

Der Staatsschreiber:



((Seite 30 vakat))
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Entwurf

Grossratsbeschluss
über die Abschreibung von Motionen und Postulaten

vom 24. Oktober 2001

Der Grosse Rat des Kantons Luzern,

nach Einsicht in den Bericht des Regierungsrates vom 8. April 2003

beschliesst:

Folgende Motionen und Postulate werden abgeschrieben:

Staatskanzlei

Motionen
Keine

Postulate
1. Heidy Lang und Mit. über ein Kapitel «Zur Lage des Kantons» im Staatsverwaltungsbericht (Nr. 255). Eröffnet 21. 11. 2000,

erh. 2. 7. 01
2. Peter Beutler und Mit. über den Internetzugriff auf die systematische Rechtssammlung des Kantons Luzern (Nr. 295). Eröffnet

16. 1. 01, erh. 2. 7. 01
3. Marcel Johann und Mit. über den Erfüllungsgrad des Regierungsprogramms 1999–2003 (Stand Halbzeit Legislatur). (Nr.

552). Eröffnet 21. 1. 02, erh. 23. 4. 02

Bau- und Verkehrsdepartement

Motionen
2. Alex Bruckert und Mit. über die Änderung von § 41 Absatz 1 des Gesetzes über den öffentlichen Verkehr und den schienen-

gebundenen Güterverkehr (Nr. 490). Eröffnet 11. 9. 01, teilw. erh. 5. 3. 02

Postulate
6. Hans Aregger und Mit. über das Radwegkonzept im Rottal (Nr. 101). Eröffnet als Motion 15. 2. 2000, erh. als Postulat

6. 6. 2000
7. Walter Stucki und Mit. über eine Umfahrungsstrasse für Emmen Dorf (Nr. 70). Eröffnet als Motion 29. 11. 99, teilw. erh. als

Postulat 24. 10. 2000
11. Ruedi Amrein und Mit. über die Entlastung der Wuhrgenossenschaften von Unterhaltspflichten an grossen öffentlichen Gewäs-

sern (Nr. 226). Eröffnet 24. 10. 2000, erh. 27. 3. 01
12. Ruedi Stöckli über den Bau eines Rad- und Gehwegs auf der Kantonsstrasse K 30 Meierskappel–Udligenswil, Abschnitt ab be-

stehendem Trottoir Spycher Dorfausgang bis Bushaltestelle Feissenacher in der Gemeinde Meierskappel (Nr. 241). Eröffnet
20. 11. 2000, erh. 27. 3. 01

13. Albert Vitali und Mit. über den Endausbau des Radwegs Nottwil–Oberkirch (Nr. 273). Eröffnet 21. 11. 2000, erh. 27. 3. 01
14. Hans Peter Pfister und Mit. über die Aufhebung des SBB-Niveauübergangs Sempach Station (Nr. 321). Eröffnet 13. 2. 01, erh.

3. 7. 01
15. Guido Graf und Mit. über die Aufnahme von zwei Teilstücken der Kantonsstrasse K 46 in das Bauprogramm 2003–2006

(Nr. 340). Eröffnet 27. 3. 01, erh. 2. 7. 01
20. Hans Aregger und Mit. über den Ausbaustandard von Kreiseln und Ähnlichem (Nr. 384). Eröffnet als Motion 8. 5. 01, erh. als

Postulat 20. 11. 01
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21. Guido Müller über den Bau eines Rad- und Gehwegs auf der Kantonsstrasse K 17 Root–Gisikon–Honau–Rotkreuz, Abschnitt
Gisikon–Kantonsgrenze Zug (Nr. 425). Eröffnet 2. 7. 01, erh. 20. 11. 01

22. Josef Rüttimann und Mit. über einen durchgehenden Rad- und Gehweg oder Radstreifen auf der Kantonsstrasse Rothenburg–
Beromünster (Nr. 436). Eröffnet 3. 7. 01, erh. 20. 11. 01

23. Josef Wyss und Mit. über eine definitive Realisierung der Radroutenverbindung ab Kantonsgrenze Aargau (Triengen) bis Sur-
see (Nr. 440). Eröffnet 3. 7. 01, erh. 20. 11. 01

29. Fredy Zwimpfer und Mit. über die Kantonsstrassenbrücken mit 28 Tonnen Nutzlast (Nr. 513). Eröffnet  23. 10. 01, erh.
5. 3. 02

31. Otto Elmiger und Mit. über die Aufnahme der Umfahrung Hochdorf ins Strassenbauprogramm 2003–2006 (Nr. 512). Eröffnet
als Motion 23. 10. 01, erh. als Postulat 23. 4. 02

34. Rico De Bona und Mit. über die Nichtzulassung von Firmen im Rahmen des öBG, die Schwarzarbeiter beschäftigen (Nr. 586).
Eröffnet 28. 1. 02, erh. 23. 4. 02

36. Rico De Bona über eine zeitliche Befristung von gültigen Gestaltungsplänen (§ 72 ff. PBG) (Nr. 587). Eröffnet als Motion
4. 3. 02, erh. als Postulat 27. 5. 02

37. Adrian Borgula und Mit. über die Prüfung neuer Verkehrsführungen am Kasernenplatz im Rahmen des Architekturwettbewerbs
zum Bau der Universität (Nr. 598). Eröffnet 5. 3. 02, erh. 2. 7. 02

38. Walter Stucki und Mit. über die Verkehrssicherheit auf der Seetalstrasse im Bereich Waltwil-Mettenwilhöhe in den Gemeinden
Emmen und Eschenbach (Nr. 585). Eröffnet 28. 1. 02, teilw. erh. 9. 9. 02

42. Josef Rüttimann und Mit. über Prioritätensetzung bei der Ausführung des Strassenbauprogramms 2003–2006 und künftiger
Bauprogramme (Nr. 741). Eröffnet als Motion 10. 9. 02, erh. als Postulat 25. 11. 02

Bildungsdepartement

Motionen
3. Gaby Müller und Mit. über die Abschaffung der Altersgrenze 30 für Ausbildungsbeiträge (Nr. 544). Eröffnet 21. 11. 01, erh.

25. 6. 02

Postulate
6. Margrit Hurschler und Mit. über eine Neukonzeption der Diplommittelschule (DMS) (Nr. 373). Eröffnet 8. 5. 01, erh. 5. 3. 02
7. Bernadette Lichtsteiner und Mit. über die Entlastung von Familien mit mehreren Kindern in Ausbildung im neuen Stipendien-

gesetz des Kantons Luzern (Nr. 649). Eröffnet 27. 5. 02, erh. 25. 6. 02
9. Karl M. Ronner und Mit. über die interkantonale Zusammenarbeit in Sachen Landwirtschaftliche Bildungs- und Beratungs-

zentren (Nr. 602). Eröffnet 5. 3. 02, erh. 10. 9. 02
10. Karl M. Ronner und Mit. über die Vermittlung des Stoffs Ganzheitliches Beurteilen und Fördern in der Lehrerausbildung

(Nr. 603). Eröffnet 5. 3. 02, erh. 10. 9. 02
11. Anton Kunz und Mit. über die Kostenexplosion im Bildungswesen in den Gemeinden (Nr. 540). Eröffnet als Motion 21. 11. 01,

teilw. erh. als Postulat 29. 10. 02
12. Margrit Steinhauser und Mit. über einen statistischen Grundlagenbericht zur Entwicklung der Schülerschaft und der Schulräum-

lichkeiten auf der Sekundar- und Mittelschulstufe in den nächsten Jahren (Nr. 614). Eröffnet als Motion 23. 4. 02, erh. als Postu-
lat 29. 10. 02

Finanzdepartement

Motionen
2. Louis Schelbert und Mit. über die Vergütungen in staatlichen Kommissionen (Nr. 475). Eröffnet 3. 2. 98, erh. 29. 11. 99
3. Anton Kunz und Mit. über die Senkung der Staatssteuer ab der Steuerperiode 2002–2003 (Nr. 219). Eröffnet 23. 10. 00,

teilw. erh. 13. 2. 01
4. Ruth Keller und Mit. über eine Änderung des Grundauftrags und der Gesamtzielsetzung des Lehrmittelverlags (Nr. 505). Eröff-

net 23. 10. 01, teilw. erh. 5. 3. 02

Postulate
2. Rosemarie Stocker und Mit. über die Eliminierung von Nebenbeschäftigungen besonders bei Magistratspersonen und bei kan-

tonalen Angestellten des höheren und mittleren Kaders (Nr. 436). Eröffnet als Motion 25. 11. 97, erh. als Postulat 29. 11. 99
3. Hans Lustenberger namens der Geschäftsprüfungskommission über die Regelung der Nebenbeschäftigungen des Staatsperso-

nals, der Lehrpersonen und der Magistratspersonen (Nr. 648). Eröffnet als Motion 15. 3. 99, erh. als Postulat 29. 11. 99
4. Marcel Roth und Mit. über eine dringend notwendige Verbesserung der Dienstleistungserbringung durch die Kantonale Steuer-

verwaltung (Nr. 239). Eröffnet als Motion 20. 11. 2000, teilw. erh. als Postulat 2. 7. 01
14. Heidy Lang und Mit. über eine echte Wirkungsanalyse der Staatsbeiträge (Nr. 555). Eröffnet 21. 1. 02, erh. 29. 10. 02

Gesundheits- und Sozialdepartement

Motionen
2. Martin Schällebaum namens der erweiterten Finanzkommission über eine Änderung des Sozialhilfegesetzes (Nr. 547). Eröffnet

22. 6. 98, erh. 22. 6. 98
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7. Louis Schelbert und Mit. über eine Standesinitiative für eine Neuordnung der Familienzulagen (Nr. 228). Eröffnet 24. 10. 00,
erh. 22. 1. 02

8. Eva Zihlmann und Mit. über die Ausrichtung des Wartgeldes an die frei praktizierenden Luzerner Hebammen ab dem Jahr
2002 (Nr. 448). Eröffnet 3. 7. 01, erh. 28. 1. 02

10. Gaby Müller und Mit. über die Anpassung der Mutterschaftsbeihilfe an die SKOS-Richtlinien (Nr. 221). Eröffnet 24. 10. 2000,
erh. 26. 11. 02

Postulate
2. Marianne Moser und Mit. über eine Sozialplanung im Kanton Luzern (Nr. 420). Eröffnet als Motion  21. 10. 97, erh. als Postu-

lat 27. 1. 98
3. Otto Elmiger und Mit. über die Änderung des Gesetzes über die Familienzulagen bezüglich des Umfangs der Anspruchs-

berechtigung der im Ausland wohnhaften Kinder (Nr. 467). Eröffnet als Motion 27. 1. 98, erh. als Postulat 26. 10. 98
9. Ruth Keller und Mit. über die Lösung der Parkplatzprobleme am Kantonsspital Luzern (Nr. 45). Eröffnet als Motion 25. 10. 99,

erh. als Postulat 9. 5. 2000 (in Verbindung mit dem Bau- und Verkehrsdepartement) 
10. Rico De Bona und Mit. über die Erstellung von PW-Parkplätzen beim Kantonsspital Luzern (Nr. 50). Eröffnet 26. 10. 99, erh.

9. 5. 2000 (in Verbindung mit dem Bau- und Verkehrsdepartement)
12. Eva Zihlmann und Mit. über die Verbilligung der Krankenkassenprämien ab dem Jahr 2001 (Nr. 123). Eröffnet als Motion

28. 3. 2000, erh. als Postulat 9. 5. 2000
13. Gerhard Klein und Mit. über die Teilprivatisierung von Instituten an den kantonalen Spitälern (Nr. 91). Eröffnet 18. 1. 2000,

erh. 12. 9. 2000
16. Vreni Moser und Mit. über die Einführung von Ergänzungsleistungen für einkommensschwache Familien (sog. «Tessiner Mo-

dell») (Nr. 237). Eröffnet 24. 10. 2000, erh. 22. 1. 02
17. Prisca Birrer und Mit. über die Einführung von Ergänzungsleistungen für Familien in knappen finanziellen Verhältnissen

(Nr. 265). Eröffnet als Motion 21. 11. 2000, erh. als Postulat 22. 1. 02
18. Rosa Rumi und Mit. über die Sicherung der Qualität in der familienergänzenden Kinderbetreuung (Nr. 410). Eröffnet

25. 6. 01, teilw. erh. 22. 1. 02
26. Hans Peter Pfister und Mit. über eine effiziente Koordination im Asylbereich (Nr. 678). Eröffnet 24. 6. 02, teilw. erh. 1. 7. 02

(in Verbindung mit dem Wirtschaftsdepartement)
28. Albert Vitali und Mit. über eine einheitliche Handhabung bei der Verwandtenunterstützung (Nr. 483). Eröffnet 11. 9. 01, erh.

1. 7. 02
30. Margret Müller und Mit. über die Schaffung einer Fachstelle für Schuldenberatung und Schuldensanierung (Nr. 419). Eröffnet

26. 6. 01, erh. 29. 10. 02
31. Pia Maria Brugger und Mit. über eine finanzielle Offensive im Bereich familienergänzende Betreuungsplätze (Nr. 372). Eröff-

net 8. 5. 01, teilw. erh. 26. 11. 02

Justiz-, Gemeinde- und Kulturdepartement

Motionen
3. Peter Brunner und Mit. über eine Änderung von § 2 Absatz 4 des Gesetzes über die Gerichtsorganisation (Nr. 300). Eröffnet

16. 1. 01, erh. 2. 7. 01
4. Beatrice Grüter namens der GPK über eine Änderung der Informationsrechte der künftigen Aufsichts- und Kontrollkommission

(Nr. 432). Eröffnet 2. 7. 01, erh. 22. 1. 02 (in Verbindung mit Staatskanzlei)

Postulate
12. Odilo Abgottspon und Mit. über neue Formen der interkantonalen Zusammenarbeit (Nr. 482). Eröffnet als Motion 3. 2. 98,

erh. als Postulat 29. 6. 98 
29. Albert Vitali und Mit. über die Entwicklung der offenen Debitoren bei den Gerichten (Nr. 421). Eröffnet 26. 6. 01, erh. 5. 3. 02
33. Albert Vitali und Mit. über die Aufnahme der ehemaligen Ofenfabrik Sursee in das kantonale Denkmalverzeichnis und die

Überbauung des entsprechenden Areals (Nr. 722). Eröffnet 9. 9. 02, erh. 10. 9. 02
34. Beat Felder und Mit. über die geplante Überbauung auf dem Gelände der Therma AG in Sursee (Nr. 723). Eröffnet 9. 9. 02,

erh. 10. 9. 02

Sicherheitsdepartement

Motionen
Keine

Postulate

2. Louis Schelbert und Mit. über die Aufhebung der teilweisen Steuerbefreiung von Diesel-Fahrzeugen (Nr. 641). Eröffnet 2. 2. 99,
erh. 21. 6. 99

5. Adrian Borgula und Mit. über die bessere Bekämpfung der Internet-Kriminalität (Nr. 234). Eröffnet 24. 10. 2000, erh.
20. 11. 01

8. Josef Rüttimann und Mit. über zusätzliche Abstellplätze und Stauräume für den LKW-Transitverkehr entlang der A 2 im Kanton
Luzern (Nr. 697). Eröffnet als Motion 1. 7. 02, erh. als Postulat 29. 10. 02
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9. Trudy Haldi und Mit. über die zunehmende Gewaltbereitschaft Jugendlicher (Nr. 467). Eröffnet 10. 9. 01, teilw. erh.
29. 10. 02

Wirtschaftsdepartement

Motionen
Keine

Postulate
2. Albert Vitali und Mit. über die Verordnung zum Schutz des Sempachersees und seiner Ufer (Nr. 68). Eröffnet 29. 11. 99, erh.

9. 5. 2000
5. Alois Hodel und Mit. über ein Dekret für einen Kredit zur Schadenminderung für Lothar-Sturmholz (Nr. 326). Eröffnet als Mo-

tion 13. 2. 01, erh. als Postulat 2. 7. 01 
6. Brigitt Aregger und Mit. über eine Änderung der Beiträge an die Besoldungskosten der Revierförsterinnen und -förster

(Nr. 390). Eröffnet als Motion 8. 5. 01, erh. als Postulat 11. 9. 01
9. Karl Ronner und Mit. über die Erhaltung der Kulturlandschaft im Kanton Luzern (Nr. 497). Eröffnet 22. 10. 01, erh. 22. 1. 02

10. Giorgio Pardini über den Verlust von Swisscom-Arbeitsplätzen in Luzern (Nr. 650). Eröffnet 27. 5. 02, erh. 28. 5. 02
11. Brigitt Aregger und Mit. über die angeordnete Einzelanweisung des Buwal zu Forstschutzmassnahmen im Grenzbereich Entle-

buch–Emmental betreffend Borkenkäferbekämpfung (Nr. 680). Eröffnet 24. 6. 02, teilw. erh. 1. 7. 02
12. Heidi Lang und Mit. über die Untersuchung der Standortattraktivität (Nr. 509). Eröffnet 23. 10. 01, erh. 1. 7. 02
13. Louis Schelbert und Mit. über Transparenz bei Steuererleichterungen (Nr. 541). Eröffnet  21. 11. 01, erh. 1. 7. 02  (in Verbin-

dung mit dem Finanzdepartement)
15. Franz Wüest und Mit. über die Umsetzung des IHG im Kanton Luzern (Planungsbericht über die Regionalpolitik) (Nr. 580). Er-

öffnet 28. 1. 02, teilw. erh. 1. 7. 02  
17. Karl M. Ronner und Mit. über existenzfördernde Massnahmen in der Land- und Milchwirtschaft (Nr. 714). Eröffnet 9. 9. 02,

teilw. erh. 10. 9. 02
18. Louis Schelbert und Mit. über den Verbleib des Post-Briefzentrums in der Region Luzern (Nr. 729). Eröffnet 9. 9. 02, erh.

29. 10. 02
19. Giorgio Pardini über den Verlust von 600 Post-Arbeitsplätzen in Luzern (Nr. 755). Eröffnet 28. 10. 02, erh. 29. 10. 02
20. Alois Hodel und Mit. über die Ab- und Umbaupläne der Schweizerischen Post (Nr. 756). Eröffnet 28. 10. 02, erh. 29. 10. 02
21. Louis Schelbert und Mit. über die Zukunft der Giesserei Emmenbrücke (Nr. 777). Eröffnet 25. 11. 02, teilw. erh. 26. 11. 02 

Luzern, 

Im Namen des Grossen Rates

Der Präsident:

Der Staatsschreiber:
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